
60 Autoflotte | 12– 2015

Recht & Steuern | Rückabwicklung bei Kfz-Kaufverträgen ohne Fristsetzung
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Vertragsinhalte | Dazu zählen auch  

technische Angaben aus Werbeprospekten 

oder Verkaufsanzeigen 

Käuferrechte kennen
Mängel | Zeigen sie sich an Neuwagen, denken Käufer, dass ein sofortiger Rücktritt vom Kaufvertrag gerecht-
fertigt sei. Besonderheiten der Käuferrechte werden aber verkannt. Und was heißt überhaupt „sofort“?

  Voraussetzung für die Geltendmachung 

von Käuferrechten ist zunächst, dass der ge-

kaufte Gegenstand einen (erheblichen) Man-

gel aufweist. Leasingverträge sehen in der 

Regel die Freizeichnung des Leasinggebers 

von der mietrechtlichen Mängelhaftung vor. 

Diese Freizeichnung ist nur deshalb möglich 

und wirksam, weil der Leasinggeber dem 

Leasingnehmer im Gegenzug die kaufrecht-

lichen Mängelrechte abtritt, die ihm als Käu-

fer gegenüber dem Verkäufer zustehen. 

Leasingspezifische Besonderheiten führen 

dazu, dass eine Minderung der Leasingrate 

nicht möglich ist. 

Wann liegt ein Mangel im Sinne des Kauf-

rechts vor? Üblicherweise ergibt sich die ver-

einbarte Beschaffenheit eines Neu- oder 

Gebrauchtwagens aus dem Kaufvertrag. Na-

türlich werden in diesem Zusammenhang 

nicht alle Beschaffenheitsmerkmale explizit 

darin aufgenommen. Es wird zu einem we-

sentlichen Teil auf die „übliche Beschaffen-

heit“ und „Tauglichkeit zur gewöhnlichen  

erwendung“ abzustellen sein. Damit gehö-

ren dann technische Angaben aus Werbe-

prospekten oder Verkaufsanzeigen regel-

mäßig zum Vertrag und gelten als vereinbart. 

Insoweit muss das Fahrzeug also zur ge-

wöhnlichen Verwendung und zur üblichen 

Beschaffenheit tauglich sein. 

Daneben muss das Fahrzeug frei von 

Qualitätsmängeln sein. Qualitätsmängel 

stellen in erster Linie bei Neufahrzeugen ein 

Problem dar, wenn etwa die Verarbeitung 

nicht ordnungsgemäß ist oder minder- 

wertige Materialien mit erhöhtem Verschleiß 

verwendet  wurden. 

BGH-Urteil | Anhand der Beschaffenheits-

vereinbarung „HU neu“ hat der Bundes- 

gerichtshof (BGH) zu der Frage Stellung be-

zogen, wie sich der Käufer zu verhalten hat, 

wenn das Fahrzeug von der vereinbarten Be-

schaffung abweicht (BGH, Entscheidung 

vom 15.04.2015;  A z .  V I I I  ZR 80/14,  

DAR 2015, 581).  In dem entschiedenen Fall 

ging es um die Frage, ob der Käufer eines 

Fahrzeugs mit der vereinbarten Beschaffen-

heit „HU neu“ ohne vorherige Fristsetzung 

zur Nacherfüllung vom Kaufvertrag zurück-

treten kann, wenn das Fahrzeug erkennbar 

in einem desolaten Zustand ist. 

Zum besseren Verständnis: Bei dem Be-

griff der „Nacherfüllung“ handelt es sich um 

den gesetzlichen Oberbegriff; Nachlieferung 

und Nachbesserung sind die Gestaltungs-

rechte des § 439 Abs. 1 BGB: „Der Käufer kann 

als Nacherfüllung nach seiner Wahl die Be-

seitigung des Mangels (= Nachbesserung) 

oder die Lieferung einer mangelfreien Sache 

(= Nachlieferung) verlangen“.

Obwohl das Fahrzeug noch am Tag des 

Kaufs mit einer neuen TÜV-Plakette ver- 

sehen wurde, blieb das Fahrzeug schon auf 

der Heimfahrt vom Verkäufer mit Motor- 

versagen liegen. Weitere Mängel wurden da-

raufhin festgestellt; unter anderem eine 

durchgerostete Bremsleitung.

Der Käufer erklärte sofort schriftlich die An-

fechtung des Kaufvertrages wegen arg listiger 

Täuschung und hilfsweise den Rücktritt vom 

Kaufvertrag, unter anderem wegen der er-

heblichen Korrosion an den Bremsleitungen, 

die die Verkehrssicherheit beeinträchtigt.

Nun könnte zunächst daran gedacht 

werden, dem Verkäufer das Recht auf Nach-

Eine Abweichung von den Prospekt-
angaben von mehr als fünf Prozent 

kann einen Mangel indizieren.
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erfüllung zuzugestehen. Gerade dies aber 

hat der BGH in seiner Entscheidung jedoch 

nicht getan. Der BGH sah es aufgrund von 

Sachverständigengutachten als erwiesen 

an, dass an den Bremsleitungen – trotz un-

mittelbar zuvor erteilter TÜV-Plakette – 

offen sichtliche, fortgeschrittene Korrosio-

nen vorgelegen haben. Diesen Mangel habe 

der Verkäufer arglistig verschwiegen – auch 

dann, wenn nicht erwiesen ist, dass der Ver-

käufer positive Kenntnis oder konkrete An-

haltspunkte für diesen Mangel gehabt hatte. 

Immerhin habe der Verkäufer – so der 

BGH – gegen seine Sorgfaltspflichten versto-

ßen, indem er vor der Veräußerung des Fahr-

zeugs eine sorgfältige Sicht- und Funktions-

prüfung unterlassen hatte. 

Sofortiges Rücktrittsrecht | Der BGH ge-

stand dem Käufer ein sofortiges Rücktritts-

recht zu. Zwar sah das Gericht eine arglistige 

Täuschung letztlich als nicht gegeben. Aber 

es sah eine erhebliche Abweichung von der 

üblichen Beschaffenheit eines Fahrzeugs mit 

der Bezeichnung „HU neu“. So geht der BGH 

in ständiger Rechtsprechung davon aus, 

dass bei einem gewerblichen Verkauf eines 

gebrauchten Fahrzeugs mit der Beschaffen-

heitsabrede „TÜV neu“ zugleich zugesichert 

wird, dass das Fahrzeug bei der Übergabe 

dem für die Hauptuntersuchung geeigneten 

verkehrssicheren Zustand entspricht. 

Wenn sich der Verkäufer – wie hier – zur 

Begutachtung eines Dritten bedient, so 

muss er sich auch dessen Verschulden bei 

der Begutachtung zurechnen lassen (§ 278 

S. 1 BGB). Dabei macht es keinen Unter-

schied, ob der Verkäufer einen privaten Gut-

achter beauftragt oder den TÜV.

Nach alledem war der Käufer nach Mei-

nung des BGH auch ohne vorherige Fristset-

zung einer Nacherfüllung zum Rücktritt vom 

Kaufvertrag berechtigt, weil eine solche für 

ihn nach § 440 S. 1 Alt. 3 BGB unzumutbar war. 

Mit dem Rückgriff auf den Gesichtspunkt 

der Unzumutbarkeit und damit auf die Aus-

nahmevorschrift des § 440 S. 1 Alt. 3 BGB hat 

der BGH eine nicht erwartete Billigkeitsent-

scheidung zugunsten klagender Käufer und 

Verbraucher getroffen. Denn ansonsten hätte 

die Klage wegen Nichtbeachtung des zwei-

ten Andienungsrechts des Verkäufers (der 

Nacherfüllung) abgewiesen werden müssen, 

weil dem Verkäufer nicht – wie in § 437 Nr. 1 

BGB grundsätzlich vorgeschrieben – zunächst 

die Möglichkeit der Nacherfüllung einge-

räumt wurde (§ 439 Abs. 1 BGB). Diese Ent-

scheidung dürfte Auswirkungen auf eine Viel-

zahl häufiger Mängel bei Neuwagen haben.

Insbesondere die viel diskutierte Frage, 

inwieweit von einem erheblichen Sachman-

gel auszugehen ist, wenn der Neuwagen die 

im Prospekt angegebene Leistung nicht auf-

weist oder die dort angegebene Höchst-

geschwindigkeit in der Praxis nicht erreicht. 

Einig ist sich die Rechtsprechung inzwischen 

insoweit, als eine Abweichung von der Pros-

pektangabe um mehr als fünf Prozent die An-

nahme eines Mangels in der Regel indiziert. 

Kraftstoffverbrauch | Allerdings gilt dies 

nicht ohne Weiteres für die „Werksangaben“ 

des Herstellers zum Kraftstoffverbrauch. Seit 

Inkrafttreten der Pkw-Energieverbrauchs-

kennzeichnungsverordnung (Pkw EnVKV) 

vom 28.05.2004 (BGBl. I, S. 1037), zuletzt geän-

dert durch Art. 400 der Verordnung vom 

31.10.2006 (BGBl. I, S. 2407) zum 1.11.2004, sind 

alle Hersteller und Händler verpflichtet, Anga-

ben über den Kraftstoffverbrauch und die CO₂-

Emmissionen zu machen, wenn sie neue Fahr-

zeuge herstellen, bewerben und verkaufen. 

Die Ermittlung der Werte erfolgt auf der 

Grundlage der Richtlinie 70/220/EWG vom 

20.03.1970 ausnahmslos auf  Prüfstandsrollen 

und nach europaweit genormten Testzyklen 

(NEFZ). Diese unter Laborbedingungen und 

unter Zugrundelegung nicht gerade reali-

tätsnaher Fahrzyklen ermittelten Verbrauchs-

werte sorgen immer wieder für Streitig- 

keiten, da sie oft nicht mit dem tatsächlichen 

Verbrauch eines Neuwagens im realen Ge-

brauch vergleichbar sind. Im Streitfall darf 

der Verbrauch des fraglichen Neuwagens 

auch nur unter Laborbedingungen des 

NEFZ ermittelt werden. Denn mit den Pros-

pektangaben wird nur eine Beschaffenheits-

vereinbarung dahingehend getroffen, dass 

die darin angegebenen Werte unter Test- 

bedingungen reproduzierbar sind. 

Was die Erheblichkeit eines festgestellten 

Mangels anbelangt, ist zu beachten, dass  

§ 323 Abs. 5 S. 2 BGB nicht an sich darauf ab-

stellt, sondern auf die Erheblichkeit der Pflicht-

verletzung. Dies ist von wesentlicher Bedeu-

tung, wenn ein Käufer von einem Kaufvertrag 

wegen eines Mangels zurücktreten möchte. 

Eine allgemeine Definition von erhebli-

cher und unerheblicher Schlechtleistung 

enthält das BGB nicht. Letztlich ist eine Inte-

ressenabwägung vorzunehmen. 

Bei einem behebbaren Sachmangel wird 

die Erheblichkeitsschwelle in der Regel dann 

bereits erreicht sein, wenn der Aufwand für 

die Mängelbeseitigung einen Betrag von 

fünf Prozent des Kaufpreises überschreitet 

(BGH, Entscheidung vom 28.05.2014, Az. VIII 

ZR 94/13). Dies gilt jedoch nur so lange, wie 

es sich um einen Mangel handelt, der weder 

die Verkehrssicherheit noch den Betrieb des 

Fahrzeugs beeinträchtigt. Sobald die Ver-

kehrssicherheit beeinträchtigt ist, liegt stets 

ein erheblicher Mangel vor.

Abgasverhalten bei Neuwagen | Auch für 

die aktuelle Diskussion zum Abgasverhalten 

bei Neuwagen hat diese Rechtslage Bedeu-

tung. Die Nichteinhaltung der Grenzwerte be-

deutet einen Mangel. Ob der Käufer sofort oh-

ne Nacherfüllungsaufforderung vom Kauf- 

vertrag zurücktreten kann, erscheint eher 

zweifelhaft. Der Käufer wird, um den sichers-

ten Weg zu wählen, eine angemessene Nach-

erfüllungsfrist setzen. Kommt es dann mit der 

durchgeführten Nacherfüllung zu Leistungs-

verlust oder Mehrverbrauch, wird man die 

Nachbesserung entsprechend der zuvor dar-

gelegten „Erheblichkeitskriterien“ gegebenen-

falls als gescheitert anzusehen haben – mit der 

Folge der Rücktrittsmöglichkeit des Käufers.

Aber der zuvor angesprochene Gesichts-

punkt der Unzumutbarkeit wirft unter Um-

ständen auch weitergehende zeitliche Fra-

gen auf. Die vom Käufer zunächst ein- 

zufordernde Nacherfüllung muss nicht nur 

technisch möglich sein. Sie muss auch im 

Hinblick auf Wartezeiten für einen mög-

lichen Nacherfüllungstermin (Durchfüh-

rung der Reparaturarbeiten) dem Käufer  

zumutbar sein. Ansonsten steht diesem  

unter dem Aspekt der Unzumutbarkeit das 

Recht auf Kaufpreisminderung oder Rück-

tritt vom Vertrag zu.

Bei allzu langer „Wartezeit“ auf die Nach-

erfüllung verbleibt dem Käufer, schon even-

tuell allein wegen des drohenden Ablaufs 

der Gewährleistungsfrist, nur die Flucht in 

den Rücktritt vom Kaufvertrag. Freilich trägt 

der Käufer dann das Risiko, ob ein Gericht im 

Streitfall die gegebenenfalls längere Warte-

zeit auf die Nacherfüllung doch als zumutbar 

ansieht. Dieses Risiko erscheint jedoch ange-

sichts der in letzter Zeit verbraucherfreund-

lichen Rechtsprechung eher tragbar als der 

Ablauf der Gewährleistungspflicht und der 

damit verbundene Verlust der Käuferrechte. 

Selbstverständlich gäbe es auch für die-

sen Fall eine gütliche Lösung: Der Verkäufer 

könnte bei langen Nacherfüllungsfristen 

den Verzicht auf die Einrede der Verjährung 

erklären und so einen kostspieligen Rechts-

streit vermeiden.  | Dr. Michael Ludovisy
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Kleine Lackschaden | Verweis auf 
 Spot-Repair-Methode

  Bei einem nur kleinen Lackschaden am 

Fahrzeug ist es für den Geschädigten zumut-

bar, wenn die Versicherung ihn für die Durch-

führung einer Spot-Repair-Methode zur 

Schadenbehebung an eine kostengünstigere, 

nicht markengebundene Werkstatt verweist.

Anmerkung: Es ist äußerst umstritten, ob 

sich ein Geschädigter unter Hinweis auf die 

ihm eventuell obliegende Schadenminde-

rungspflicht im Sinne des § 254 Abs. 2 BGB 

auf eine nicht markengebundene Werkstatt 

verweisen lassen muss. Überwiegend wird 

die Auffassung vertreten, dass sich der 

 Geschädigte bei neuen respektive neuwer-

tigen Fahrzeugen bis zum Alter von drei Jahren 

im Rahmen der Schadenberechnung (auch 

bei fiktiver Abrechnung) grundsätzlich nicht 

auf Reparaturvarianten verweisen lassen 

muss, die bei späterer Inanspruchnahme von 

 Gewährleistungsrechten, Garantie- oder 

Kulanz leistungen zu Schwierigkeiten führen 

können.

LG Wuppertal, Entscheidung vom 18.12.2014,  

Az. 9 S 134/14; NZV 2015, 505

Annahme eines Handy-Verstoßes | Foto 
mit Handy an der Wange genügt nicht 

  Ein bei einer Geschwindigkeitsüberwachung 

gefertigtes Foto, das den Fahrer mit einem 

 Gegenstand in der Hand auf Höhe der Wange 

zeigt, genügt nicht für die Feststellung eines 

Handy-Verstoßes; auch dann nicht, wenn der 

Schluss, dass es sich um ein Mobiltelefon han-

delt, naheliegend ist. Solange es nicht aus- 

geschlossen ist, dass es sich bei dem Gegenstand 

um etwas  anderes als ein Handy handeln könnte, 

zum Beispiel um ein Diktiergerät, ist nicht von 

einem Handy-Verstoß auszugehen. Es fehlt an 

der für eine Verurteilung erforderlichen hin- 

reichenden Wahrscheinlichkeit.

AG Göttingen, Entscheidung vom 21.05.2015,  

Az. 33 OWi 38 Js 6361/15, DAR 2015, 588

Zahlreiche Bagatellvergehen | Entzug der 
Fahrerlaubnis

  Bedenken gegen die Eignung zum Führen von 

Kraftfahrzeugen können auch dann gegeben 

sein, wenn der Fahrerlaubnisinhaber durch lang-

jährige und hartnäckige Begehung einer Vielzahl 

von Bagatellverstößen, die nicht mit Punkten 

geahndet worden sind, gezeigt hat, dass er eine 

„verfestigte gleichgültige Grundeinstellung“ 

gegen über Verkehrsvorschriften jedweder Art 

hat. Im entschiedenen Fall ging es überwiegend 

um Parkverstöße.

VGH Mannheim, Entscheidung vom 20.11.2014,  

Az. 10 S 1883/14, NZV 2015, 518

Wolkenbruch | Haftung der Kasko bei 
Überschwemmung 

  Eine Überschwemmung im Sinne der  

Nr. A.2.2.3. AKB liegt vor, wenn Wasser in erhebli-

chem Umfang, meist mit schädlichen Wirkungen, 

nicht auf normalem Wege abfließt, sondern auf 

sonst nicht in Anspruch genommenem Gelände 

in Erscheinung tritt und dieses überflutet (so weit 

die Definition). Eine Überschwemmung setzt 

nicht voraus, dass ein Gewässer über die Ufer tritt. 

Wird eine Straße durch einen Wolkenbruch über-

flutet, liegt ebenfalls eine Überschwemmung vor.

LG Bochum, Entscheidung vom 21.04.2015,  

Az. 9 S 204/14; NZV 2015, 501

Kfz-Haftpflichtversicherung | Auch 
außerhalb des Straßenverkehrs

  Art. 3 Abs. 1 der Richtlinie 72/166/EWG des 

Rates vom 24.04.1972 ist bezüglich der Kon-

trolle der entsprechenden Versicherungs-

pflicht in der Europäischen Union dahin- 

gehend auszulegen, dass der darin enthalte-

ne Begriff der „Benutzung eines Fahrzeuges“ 

 jede Benutzung eines Fahrzeugs umfasst, 

 sofern diese dessen gewöhnlicher Funktion 

entspricht. 

Im entschiedenen Fall ging es um ein 

Rangiermanöver eines Traktors auf einem Hof-

gelände, um einen Anhänger in die Scheune 

zu fahren. Von Bedeutung ist die Entschei-

dung deshalb, weil damit klargestellt ist, dass 

auch Fahrzeugbewegungen außerhalb des 

öffentlichen Straßenverkehrsraumes von der 

Kfz-Haftpflichtversicherung umfasst sind.

EuGH, Entscheidung vom 4.09.2014;  

Az. C-162/13; NZV 2015, 497

Unfallregulierung | Zulässige Weiter-
gabe von Daten

  Hat eine Haftpflichtversicherung für die 

Regulierung eines Verkehrsunfalles perso-

nenbezogene Daten eines Anspruchstellers 

an ein drittes Unternehmen zur Prüfung eines 

eingereichten Schadengutachtens weiter-

geleitet, so kann der Anspruchsteller nicht 

nach § 1004 BGB i. V. m. § 823 BGB die Unter-

lassung der Weitergabe verlangen. Es fehlt 

dafür bereits an der (notwendigen) Wieder-

holungsgefahr, weil die Weitergabe der  

Daten nur der Abwicklung eines einmaligen 

Unfallereignisses diente.

OLG Oldenburg, Entscheidung vom 23.12.2014,  

Az. 13 U 66/14; NZV 2015, 450

Fahrverbot | Absehen bei GmbH-
Geschäftsführer

  Von einem Regelfahrverbot kann das Ge-

richt absehen, wenn der alleingeschäftsfüh-

rende Gesellschafter einer GmbH die Fahr-

verbotsdauer nicht durch Fahrer aus dem 

Betrieb oder dritte Fahrer abwenden kann. 

Im entschiedenen Fall konnte der Gesell-

schafter darlegen, dass er als „Kleingewerbe-

treibender“ finanziell nicht in der Lage war, 

die Kosten für einen Fahrer aufzubringen.

AG Lüdinghausen, Entscheidung vom 3.11.2014;  

Az. 19 OWi-89 JS 1403/ 14-131/14, NZV 2015, 512
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